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Zuwanderung

Valium fürs Volk
Von Andreas Kunz _ Die Einwanderung aus der EU hat 2011 wieder 
zugenommen. Selbst SP-Präsident Christian Levrat überlegt sich  
eine Anwendung der Ventilklausel. Das ist verdächtig.

Sie kommen ungebremst. Fast 75 000 Perso-

nen sind im letzten Jahr in die Schweiz ein-

gewandert. Gegenüber dem Vorjahr hat die 

 Zuwanderung um 15 Prozent zugenommen, 

wie das Bundesamt für Migration meldete. 

Damit sind seit Einführung der Personenfrei-

zügigkeit 2007 netto gleich viele Ausländer in 

die Schweiz geströmt wie Zürich, die grösste 

Stadt des Landes, Einwohner hat. 

Rund siebzig Prozent der Zuwanderer stam-

men aus der EU. Seit letztem Mai dürfen auch 

Personen aus den neuen EU-8-Ländern unein-

geschränkt in die Schweiz reisen. 4700 Ost-

europäer haben sich seither hier niedergelassen. 

Die erneute Zunahme der Einwanderung 

verstärkt den Ruf nach der Ventilklausel. 

Selbst ein Profiteur der Personenfreizügigkeit 

wie Arbeitgeberpräsident Thomas Daum sag-

te in der NZZ am Sonntag: «Wenn der Bundes-

rat zur Überzeugung gelangt, man müsse die 

Ventilklausel bei der EU-8 anrufen, dann un-

terstützen wir das.» Und sogar SP-Präsident 

Christian Levrat kann sich eine Beschränkung 

der Einwanderung vorstellen. 

Rufen die heissblütigsten Fans des Frei-

zügigkeitsabkommens nach der Ventilklausel, 

ist das verdächtig. Tatsächlich wissen sie: Eine 

Anwendung der Klausel verändert wenig bis 

nichts. Seit der ersten Abstimmung über die 

bilateralen Verträge im Jahr 2000 dient die 

«Schutzklausel» als Valium für das Volk. Das 

ständig wiederkehrende Argument lautet: 

Falls es wegen der Personenfreizügigkeit zu 

 einer Masseneinwanderung kommt, machen 

wir von der Ventilklausel Gebrauch.

Täuschungsmanöver

Längst ist die Masseneinwanderung Realität – 

aber was würde die Ventilklausel bewirken? Ers-

tens darf sie nur angewendet werden, wenn die 

Zahl der Einwanderer eines Jahres zehn Prozent 

höher liegt als der Durchschnitt der drei voran-

gegangenen Jahre. Und dann dürfte die Schweiz 

die Zahl der Zuwanderer nicht  etwa drastisch 

senken – im Gegenteil: Sie hätte bloss das Recht, 

die Einwanderung für die nächsten beiden 

 Jahre auf eine Höhe zu beschränken, die dem 

Durchschnitt der vorangegangenen drei Jahre 

plus fünf Prozent entspricht. 

Konkret: Läge der Drei-Jahres-Durchschnitt 

der Einwanderer aus der EU bei 75 000, 

brauchte es im nächsten Jahr mindestens 

82 500 Zuwanderer, damit die Ventilklausel 

beansprucht werden dürfte. Und dann würde 

die Zuwanderung nicht etwa gestoppt, son-

dern sie könnte für die kommenden beiden 

Jahre lediglich auf jährlich 78 750 Personen be-

grenzt werden. Eine wirksame Option gegen 

die Masseneinwanderung ist das nicht. Statt 

zurückzugehen, würde die Zuwanderung auf 

hohem Niveau weitergehen. 

Der Bundesrat weiss das. Nachdem er jahre-

lang die Masseneinwanderung aus der EU be-

schönigt und das Volk mit der Ventilklausel 

beruhigt hatte, verzichtete er 2009 darauf, sie 

anzuwenden. Mit der ebenso lapidaren wie 

entlarvenden Begründung: Die erzielte 

«Bremswirkung» dieser Schutzklausel sei nur 

«gering». 

Wenn Befürworter der Personenfreizügig-

keit wie Arbeitgeberpräsident Daum oder SP-

Chef Levrat jetzt erneut die Ventilklausel ins 

Spiel bringen, ist dies ein reines Täuschungs-

manöver. Sie wollen verhindern, dass das Volk 

das Projekt Personenfreizügigkeit definitiv 

beerdigt. Entweder bei der SVP-Abstimmung 

gegen die «Masseneinwanderung» oder beim 

drohenden Referendum gegen die baldige 

Ausweitung des Abkommens auf Kroatien. 

Spätestens 2014 wird der Ventilklausel-Spuk 

ein Ende haben. Dann läuft die Anwendungs-

frist aus, und die Schweiz hat gemäss Frei-

zügigkeitsabkommen mit der EU überhaupt 

keine Möglichkeit mehr, die Zuwanderung ins 

Land zu beschränken.

traler Bedeutung, weil im Rahmen ihrer 

 Ausschreibung die Schweiz nach einem neuen 

Kampfflugzeug verlangte. Hier widerspricht 

sich übrigens auch Verteidigungsminister 

 Ueli Maurer, der anlässlich der Präsentation 

des Bundesratsentscheids über den Gripen im 

November von einem «neuen Flugzeug» 

sprach, am vergangenen Dienstag aber von 

 einer «Weiterentwicklung». 

Kriegstauglich? Oder nicht?

Solche Ungereimtheiten sind höchstens auf 

den ersten Blick detailverliebte Wortklaube-

rei. Sie versinnbildlichen vielmehr das Pro-

blem. Nach wie vor ist unklar, ob der vom Bun-

desrat und seiner Armeespitze favorisierte 

Gripen die erforderliche Kriegstauglichkeit 

aufweist. Wer solches beanstandet, muss den 

unqualifizierten Vorwurf in Kauf nehmen, in 

die Ecke jener Armeeabschaffer gestellt zu 

werden, die eine Nulllösung anstreben oder 

sich von unterlegenen Anbietern instrumen-

talisieren lassen. Beide Vorwürfe sind falsch, 

denn erstens ist der Fakten- und Meinungs-

wettbewerb durch die Medien und ihre 

Positio nierungen jederzeit gewährleistet, und 

zweitens muss es in einem demokratisch re-

gierten Land wie der Schweiz auch der grossen 

Mehrheit an Nicht-Aviatikexperten möglich 

sein, sich ein Bild über die Tauglichkeit des 

ausgewählten Flugzeugs zu machen und Fra-

gen zu stellen. 

Bundesrat Ueli Maurer befindet sich im Po-

litikum Kampfjetbeschaffung auf einer Grat-

wanderung. Seine Reaktion auf die nach-

geschobene «Enthüllung» der Sonntagszeitung, 

er kenne die erwähnten und ins Netz gestell-

ten Berichte nicht, war ein klarer Fehler. Sein 

Bestreben, in schwierigem politischem Um-

feld zugunsten einer glaubwürdigen Armee- 

und Sicherheitspolitik eine kostengünstige 

Lösung anzustreben, verdient hingegen Aner-

kennung. Es wird nur dann Erfolg zeitigen, 

wenn die sicherheitspolitische Kommission 

des Nationalrats den Mut aufbringt, gegen-

über den Anbietern, der Rüstungsbeschafferin 

Armasuisse, der Luftwaffe und dem VBS jene 

Detailfragen zu stellen, die es auch der Öffent-

lichkeit anschliessend ermöglichen, dem bun-

desrätlichen Beschaffungsvorschlag Ver-

trauen zu schenken. 

Bis dies der Fall ist, sollten sich auch feurige 

Gripen-Befürworter mit moralisierenden 

Scheinargumenten zurückhalten. Man muss 

nicht Kampfjetpilot, Luftfahrtingenieur oder 

Aviatikprofessor sein, um die richtigen Fra-

gen zu stellen und relevante Schlüsse zu zie-

hen. Weiterhin herrscht dichter Nebel im 

Schweizer Luftraum. 
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